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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Zur Tagesordnung 7 

a) zu TOP 2 - Gesetz zur Umsetzung der Föderalismusreform auf 
dem Gebiet des Heimrechts 7 

b) zu TOP 1 - Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des 
Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 
(Haushaltsgesetz 2009) 7 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grünen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD, die Haushaltsberatungen 
heute durchzuführen. 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 (Haushaltsgesetz 
2009) (s. Anlage) 9 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/7000 

Vorlagen 14/1990, 14/2111 und 14/2200 

zur lfd. Nrn. 1 und 2 9 

Der Ausschuss lehnt die Anträge mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD ab. 

zur lfd. Nr. 3 10 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 4 10 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 5 11 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 
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zur lfd. Nr. 6 12 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 7 13 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 8 13 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 9 14 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 10 14 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 11 14 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 
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zur lfd. Nr. 12 14 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 13 15 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

Gesamtabstimmung 15 

Der Ausschuss billigt den Einzelplan 11 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 

Weiterer Punkt 15 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag des Vorsitzenden, sich 
in der nächsten Obleuterunde über ein Schreiben an die 
nordrhein-westfälischen Bundestagsabgeordneten in Sachen 
„Experimentiertopf“ und „Zentralisierung“ zu verständigen. 

2 Gesetz zur Umsetzung der Föderalismusreform auf dem Gebiet des 
Heimrechts 18 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/6972 

Vorlage 14/2096 i. V. m. Vorlage 14/2131, Vorlage 14/2130 

Ausschussprotokolle 14/716 und 14/719 

Antwort auf Kleine Anfrage, Drucksache 14/7736 
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3 Leiden lindern – Lebensqualität verbessern – Für eine bessere 
Versorgung von unheilbar kranken und sterbenden Menschen 22 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/7669 

Vorsitzender Günter Garbrecht stellt fest, im Ausschuss 
bestehe Einvernehmen, dem Plenum einen gemeinsamen 
Beschlussvorschlag zu unterbreiten. Er schlage vor, sich als 
Zielvorgabe vorzunehmen, möglichst am 10. Dezember 2008 
darüber im Ausschuss zu beraten, um die Plenarsitzungen 
am 17./18. Dezember 2008 erreichen zu können. – Damit ist 
der Ausschuss einverstanden. 

4 Landesregierung muss Krankenhausrahmenplan NRW vorlegen 28 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/7451 

* * * 
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Aus der Diskussion 

Zur Tagesordnung 

a) zu TOP 2 - Gesetz zur Umsetzung der Föderalismusreform auf dem 
Gebiet des Heimrechts 

Vorsitzender Günter Garbrecht informiert über die Übereinkunft der Fraktionen, die 
abschließende Beratung am 12. November 2008 um 8:30 Uhr durchzuführen. Die 
plenare Beratung am 12. November bleibe damit möglich. 

b) zu TOP 1 - Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des 
Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 (Haushalts-
gesetz 2009) 

Rainer Schmeltzer (SPD) beantragt die Absetzung des TOP 1 und begründet dies 
wie folgt:  
Es zeichne sich ab, dass der am 13. August 2008 eingebrachte Entwurf des Landes-
haushalts 2009 immer mehr zur reinen Makulatur werde. Die seinerzeit eingestellte 
Einnahmeprognose in Höhe von 43,3 Milliarden € lasse sich vor dem Hintergrund der 
wirtschaftlichen Entwicklung sowie der internationalen Finanzmarktkrise nicht mehr 
halten, und zwar insbesondere deshalb, weil sie von erwarteten Steuermehreinnah-
men im Umfang von 1,69 Milliarden € bzw. 4 % ausgehe. - Diese 4 % wiederum ha-
be der Staatssekretär des Innenministeriums am Rande einer Veranstaltung des 
Landkreistages durch einen Zwischenruf im Übrigen - woher auch immer er dies wis-
se - schon auf 2,7 % korrigiert. 
Die Einnahmeerwartung müsse aufgrund der aktuellen Prognosen für das Wirt-
schaftswachstum und den Konjunkturverlauf in 2009 schon jetzt als unrealistisch gel-
ten. Und weitere zusätzliche Haushaltsrisiken, die sich beispielsweise aus dem mög-
lichen Wegfall der Erbschaftsteuer oder dem Risikofondsgesetz betreffend die 
WestLB ergeben könnten, seien bislang nicht abgebildet.  
Daraus folge, dass bis zur Einbringung einer Ergänzungsvorlage, die die SPD-
Fraktion nach der Steuerschätzung als zwingend notwendig erachte, eine seriöse 
und fundierte Haushaltsberatung definitiv ausscheide, da dieser Entwurf die sich ab-
zeichnenden Faktoren nicht widerspiegele. 

Nach Meinung von Barbara Steffens (GRÜNE) obliege einem Fachausschuss nicht 
die Aufgabe, den gesamten Haushalt mit allen Eventualitäten jetzt, hier und heute zu 
beraten, sondern heute stehe die fachpolitische Bewertung einzelner mit dem Haus-
haltsentwurf vorgenommener bzw. von ihrer Fraktion beantragter Änderungen und 
damit die fachpolitische Schwerpunktsetzung an. Deswegen müsse die Einzelplan-
beratung hier und heute auf Basis des Entwurfs stattfinden. Alles andere hieße, sich 
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als Ausschuss fachpolitisch von der Diskussion zu verabschieden. - Falls die Lan-
desregierung eine Ergänzungsvorlage einbringe, könnte man die Beratungen wieder 
aufnehmen. 

Norbert Post (CDU) schließt sich den Ausführungen seiner Vorrednerin an.  

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stim-
men der Fraktion der SPD, die Haushaltsberatungen heute 
durchzuführen. 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 (Haushaltsgesetz 2009) (s. Anlage) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/7000 
Vorlagen 14/1990, 14/2111 und 14/2200 

(im Protokoll wiedergegeben werden nur die Ausführungen, die nicht 
bereits in den diesem TOP als Anlage beigefügten Anträgen enthal-
ten sind) 

zur lfd. Nrn. 1 und 2 

Nach Ansicht von Barbara Steffens (GRÜNE) bleibe dieser Antrag, da die Deckung 
aus demselben Topf stamme wie die Erhöhung und es sich um ESF-Mittel handele, 
von Auswirkungen der Steuerschätzungen und Ergänzungsvorlagen unberührt. Von 
daher könne - unbeschadet ihrer eingangs angeführten Argumente - auch die SPD-
Fraktion und könnten, da die Mittel vorhanden seien, auch die Koalitionsfraktionen 
bei diesem Antrag und zugunsten der Weiterführung der Arbeitslosenzentren Farbe 
bekennen.  

Rainer Schmeltzer (SPD) wiederholt die zu Beginn der Sitzung vorgetragene Be-
gründung für die Enthaltung seiner Fraktion, die auch für diese beiden Anträge gelte.  
Inhaltlich unterstütze natürlich gerade die SPD-Fraktion, die seit über einem Jahr 
gemeinsam mit Bündnis 90/Die Grünen im Zusammenwirken mit allen Betroffenen 
und den sozialen Einrichtungen die Speerspitze der Bewegung gegen die von Minis-
ter Laumann veranlasste Schließung der Arbeitslosenzentren und -beratungsstellen 
bilde, diese Anträge. 

Norbert Post (CDU) bezeichnet die - im Übrigen natürlich mit Beratung und Unter-
stützung gekoppelte - Vermittlung in Arbeit durch die - dafür zuständigen - Argen als 
genauso wichtig wie die bloße Beratung in den Arbeitslosenzentren und -bera-
tungsstellen, weshalb die von den Grünen vorgeschlagene Kürzung als Deckung 
ausscheide.  

Der Ausschuss lehnt die Anträge mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD 
ab. 
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zur lfd. Nr. 3 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales, Karl-Josef Laumann, erinnert 
an seine Zusage, dass jeder junge Mensch, der in Nordrhein-Westfalen den Beruf 
des Altenpflegers/der Altenpflegerin erlerne, einen Schulplatz bekomme. Diese Zu-
sage gelte fort. Zurzeit allerdings seien 200 der Plätze - vor drei Jahren habe man ih-
re Zahl um 1.000 aufgestockt - nicht besetzt. Als entscheidend komme nämlich hin-
zu, dass die jungen Menschen zunächst einmal einen Ausbildungsplatz finden müss-
ten. Aus dem Antrag der Grünen spreche vermutlich noch der unter rot-grüner Regie-
rungsverantwortung herrschende Geist, die Ausbildung über die Schulplätze zu 
steuern, sodass es damals zwar Lehrstellen, aber keine Schulplätze in entsprechen-
der Zahl gegeben habe. 

Barbara Steffens (GRÜNE) stellt klar, in dem Antrag gehe es nicht um unbesetzte 
Plätze, sondern um die für die Altenpflegeseminare durch die auf sie zukommenden 
extrem hohen Kosten zum Teil sehr problematische finanzielle Situation. Für diese 
Kosten wollten die Grünen eine Kompensation. Vielleicht sollte sich der Minister, 
wenn schon nicht im Vorhinein geschehen, dann doch zumindest im Nachgang zu 
diesen Beratungen mit der Lage der Seminare beschäftigen. Denn der Spruch, jede/r 
bekomme einen Schulplatz, heiße unter dem Strich nicht, dass die Ausbildung auch 
in dem notwendigen Umfang stattfinde. Die Zahlen zeigten, wie anders doch die Fak-
ten hinter den schönen Worten des Ministers aussähen. 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 4 

Barbara Steffens (GRÜNE) fügt der Antragsbegründung hinzu, immer dann, wenn 
keine ehrenamtlichen Betreuer zur Verfügung ständen, gelangten, verbunden mit 
wesentlich höheren Kosten, amtliche Betreuer zum Einsatz. Außerdem werde die eh-
renamtliche Betreuung von den Betroffenen grundsätzlich bevorzugt. Die Senkung 
des Ansatzes für ehrenamtliche Betreuung ziehe also einen diese Einsparung we-
sentlich übersteigenden Anstieg der Kosten an anderer Stelle nach sich. 

Auf Nachfrage von Norbert Post (CDU) teilt MDgt Kinstner (MAGS) mit, der Titel 
sei von 2008 auf 2009 überrollt worden. Bis 2007 habe es keinen eigenen Ansatz im 
Etat des MAGS, sondern einen Zuflußvermerk von bis zu 1,5 Millionen € aus dem 
Haushalt des Justizministeriums gegeben. Die Ist-Ausgabe für die Förderung der eh-
renamtlichen Betreuung pendele seit den letzten sechs Jahren ziemlich konstant um 
die 700.000 €. Der neue Ansatz reiche also sehr gut aus, um die Forderungen zu 
bedienen. 
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Diese seit Jahren immer wiederkehrende Diskussion ranke sich, so Barbara Stef-
fens (GRÜNE), im Kern darum, ob man den Ansatz auf dem gegenwärtigen Niveau 
halten und sich mit dem vorhandenen Potenzial an ehrenamtlichen Betreuern und 
Betreuerinnen zufriedengeben oder den Versuch starten sollte, den Bereich der eh-
renamtlichen Betreuung zu stärken und mehr Menschen für diese Aufgabe zu ge-
winnen. Den Konzepten der Betreuungsvereine jedenfalls komme die gleiche Aktuali-
tät zu wie damals zum Zeitpunkt ihres Entstehens vor mehreren Jahren, denn das 
Werben neuer und das Begleiten selbstverständlich dieser neuen wie auch, damit sie 
bei der Stange blieben, der altgedienten BetreuerInnen weise nach wie vor Defizite 
auf.  
Sie mache nur auf die Einschätzung der Enquetekommission „Situation und Zukunft 
der Pflege in NRW“ aufmerksam, die aufgrund der demografischen Entwicklung mit 
einem massiven zusätzlichen Bedarf an Betreuung rechne. Es frage sich also, ob der 
Haushaltsgesetzgeber den Etat durch den immensen Anstieg der Zahl der amtlichen 
Betreuungen in großem Umfang anwachsen lassen oder doch lieber mittels der vor-
handenen Konzepte die ehrenamtliche Betreuung fördern und das sich anbietende 
Potenzial an an ehrenamtlicher Arbeit interessierten Menschen heben wolle, wobei 
dies weniger zusätzliche Ausgaben als das Setzen auf amtliche Betreuung verur-
sachte. Letzteres wäre ihres Erachtens der richtige Weg.  

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 5 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betrachtet nach den Worten von Barbara 
Steffens nach wie vor die Felder „neue Wohnformen im Alter“ und „Ausbau haus-
haltsnaher Dienstleistungen für Haushalte mit Pflegebedürftigen“ als sehr wichtig, 
was es rechtfertige, sie stärker in den Blick zu nehmen und zu fördern. Denn be-
kanntlich existiere zwar ein hoher Bedarf im pflegeergänzenden Bereich, doch man-
gele es sehr vielen Haushalten an Finanzierungsmöglichkeiten. Mit ihrem Antrag 
setzten sich die Grünen für eine bessere konzeptionelle Entwicklung und Förderung 
ein. 

Norbert Post (CDU) warnt davor, ständig in neue Bereiche einzusteigen bzw. schon 
geförderte Bereiche noch umfassender zu unterstützen, ohne zu wissen, wo die Mit-
tel dafür im Landeshaushalt generiert werden könnten. Das gelte insbesondere, 
wenn es sich um nicht originär in Landeszuständigkeit liegende Aufgabenfelder han-
dele. 

Barbara Steffens (GRÜNE) entgegnet, wer keine Bereitschaft zeige, Geld in Model-
le und Anschubfinanzierungen zu investieren, müsse dann aber auch sagen, wie er 
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meine, die durch die demografische Entwicklung nahenden Probleme bewältigen zu 
können.  
Ohne die osteuropäischen „Pflege“kräfte und pflegeergänzenden Kräfte wären schon 
jetzt nicht nur in Nordrhein-Westfalen, sondern bundesweit die Pflegesysteme, ins-
besondere die häusliche Pflege, zusammengebrochen. Die Politik verschließe die 
Augen vor einem System, welches zum Teil Frauen aus anderen Ländern, die sich 
dann 24 Stunden am Tag sieben Tage die Woche um die hilfsbedürftigen Personen 
kümmerten, ausbeute. Für diese Situation brauche man Lösungen. 

Vorsitzender Günter Garbrecht regt an, den sich diesem Thema widmenden, noch 
nicht abschließend beratenen Antrag der Fraktion der Grünen aus dem Jahre 2006 
zum Anlass für eine Auseinandersetzung mit diesem Problemkreis zu nehmen. 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 6 

Die Grünen halten die Ansatzerhöhung vor dem Hintergrund der vielen, im Haus-
haltsjahr 2008 wegen des zu gering gefüllten Topfes von den Trägern erst gar nicht 
mehr eingereichten oder der mangels Mitteln abgewiesenen Anträge für unabding-
bar, wie Barbara Steffens (GRÜNE) erläutert. Bei den Trägern lägen genug Kon-
zepte auf Halde, nur fehle es an Geld. 

Norbert Post (CDU) bezeichnet die im Entwurf 2009 schon ausgewiesene Erhöhung 
um 500.000 € als bedarfsgerecht. 

Nach Auskunft von MDgt Kinstner (MAGS) rechtfertigt das vorliegende Antragsvo-
lumen keinen höheren Ansatz als den ausgebrachten. 
Außerdem erwähne das Gesetz als weitere Kooperationspartner für die aus dem 
Bundestopf abrufbaren Mittel die Kommunen und die Arbeitsagenturen. Er erinnere 
in diesem Zusammenhang an die unter Rot-Grün im Landtag beschlossene Zustän-
digkeitsregelung, nach der die Kommunen, also die Kreise und kreisfreien Städte, für 
die komplementären Dienste verantwortlich zeichneten. Den Kommunen wiederum 
stehe ein Anspruch auf hälftige Beteiligung des Bundes zu. Das Land versuche, bei 
den Kommunen für das Abschöpfen dieser Bundesmittel zu werben. 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 
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zur lfd. Nr. 7 

Nach Ansicht der Grünen gehört der Komplex „Wohnungslosigkeit“ in den Kontext 
der anderen sozialpolitischen Maßnahmen und von daher nicht in das für Familien-
politik, sondern - wie früher schon praktiziert - in das für Sozialpolitik zuständige 
Ressort. Dass er nicht in das Haus des Ministers für Generationen, Familie, Frauen 
und Integration passe, zeige sich nicht zuletzt an der nunmehr erfolgten Auslistung 
des gesamten Feldes durch Minister Laschet.  
Das unter Rot-Grün initiierte Landesprogramm „Wohnungslosigkeit vermeiden - dau-
erhaftes Wohnen sichern“ zur Finanzierung zeitlich befristeter Modelle sei damals 
ohne zeitliche Befristung geschaffen worden, was manche heute nicht mehr so gerne 
einsehen wollten.  
Den Anstoß für dieses Programm habe die Argumentation der Kommunen geliefert, 
sie würden für von Wohnungslosigkeit bedrohte und betroffene Menschen keine An-
gebote in erheblichem Umfang bereitstellen, um nicht die Attraktivität der jeweiligen 
Kommune für diese Klientel zu erhöhen, sondern nur das unbedingt Notwendige fi-
nanzieren. 
Da sich die Klientel und deren Situation kontinuierlich veränderten, müsse sich das 
Programm immer neuen Zielgruppen zuwenden, sodass die vorhandenen Modelle 
nicht reichten. 

Norbert Killewald (SPD) kritisiert das Vorgehen der Landesregierung: Habe sie 
noch während der letztjährigen Haushaltsberatungen versichert, es änderte sich mit 
dem Übergang dieser Position in das MGFFI nichts, handele sie ausweislich des 
Haushaltsentwurfs 2009 genau gegenteilig. 
Gerade in Bezug auf die Wohnungslosigkeit, die sich im Idealfall bei den Betroffenen 
gar nicht verfestige und mal mehr bei dieser, dann bei jener Gruppe auftrete, lohnten 
sich dauerhafte Programme. Das Thema scheine bei Minister Laumann offenbar 
besser aufgehoben als bei dessen Kollegen Laschet. 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 8 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 
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zur lfd. Nr. 9 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 10 

Hier gehe es den Grünen um präventive Hilfen, aber auch um geschlechterdifferen-
zierte Suchtpolitik, die bei dem, was das Land finanziere, derzeit nur rein theoretisch, 
aber faktisch nicht vorkomme, und um die psychosoziale Begleitung, so Barbara 
Steffens (GRÜNE). 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 11 

Die Grünen erachteten es, wie Barbara Steffens (GRÜNE) erklärt, für dringend not-
wendig, Mittel für örtliche Palliativnetzwerke in die Hand zu nehmen, wie dies auch 
andere Bundesländer mittlerweile täten. In Nordrhein-Westfalen gebe es insofern 
dringenden Nachholbedarf. Ferner bedürften die Gelder für die Krebsberatungsstel-
len, vor allen Dingen betreffend das ehrenamtliche Engagement, einer Aufstockung. 
Und natürlich müsse die geschlechtergerechte Gesundheitsförderung, die bei dieser 
Landesregierung „hinten runterfalle“, eine Unterstützung erfahren. 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 12 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 
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zur lfd. Nr. 13 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

Gesamtabstimmung 

Der Ausschuss billigt den Einzelplan 11 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Frak-
tionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 

Weiterer Punkt 
hier: Neuordnung der Arbeitsmarktinstrumente des SGB II und SGB III - 
  Gesetzentwurf der Bundesregierung, Bundesratsdrucksache 755/08 

Barbara Steffens (GRÜNE) wünscht Auskunft insbesondere im Hinblick auf die von 
der Bundesregierung beabsichtigte Änderung des § 16 SGB II, um gegebenenfalls 
noch einen Änderungsantrag einzubringen.  

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales, Karl-Josef Laumann, berichtet 
wie folgt: 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Mit dem von der Bundesregierung 
eingebrachten Gesetzentwurf wird eine sehr starke Zentralisierung verfolgt und 
der Gestaltungsspielraum für die örtlichen Stellen, die Argen und Optionskommu-
nen, sehr weit eingeschränkt.  
Verfahrensrechtlich muss man sehen, dass das kein zustimmungspflichtiges Ge-
setz ist. Das heißt: Der Hebel über den Bundesrat ist kurz. Ich persönlich hoffe 
sehr darauf, dass über die Bundestagsfraktionen - daran arbeiten wir mit - Verän-
derungen durchgesetzt werden. Wir stimmen zurzeit mit den anderen Ländern un-
sere Änderungswünsche ab, um im Rahmen der Stellungnahme des Bundesrates 
dann unsere nahezu einstimmige Haltung deutlich zu machen.  
Denn der Gedanke des Zentralismus wird von keinem Fachmann geteilt. Ich frage 
mich auch, wie es in dieser Frage mit der Führung des Bundesarbeitsministers 
aussieht. 
Wir müssen uns auf Folgendes konzentrieren. 
Erstens. Der gesamte Gesetzentwurf basiert auf der Grundphilosophie, die In-
strumente des SGB III im SGB II zur Anwendung zu bringen. Es gilt allerdings zu 
bedenken: Die Menschen unterfallen gerade deshalb dem SGB II, weil sie durch 
die Maßnahmen nach SGB III nicht innerhalb einer bestimmten Zeit in Arbeit ver-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 16 - APr 14/761 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 05.11.2008 
64. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 

mittelt werden konnten. Dann durch die Gesetzesänderung festschreiben zu wol-
len, dass im SGB II nur noch die Arbeitsmarktinstrumente des SGB III genutzt 
werden dürfen, ist von daher nicht wirklich schlüssig und lässt sich auch vor dem 
Hintergrund der Ankündigungen, die man in der Hartz-IV-Debatte wie eine Monst-
ranz vor sich hergetragen hat - Fallmanager, Eingliederungsmanagement, Einglie-
derungsvertrag, alles individuell auf den Arbeitslosen bezogen -, nicht rechtferti-
gen. Denn wenn schon ein sogenanntes Profiling, dann müssen natürlich auch un-
terschiedliche, jeweils auf den Menschen bezogene Antworten möglich sein.  
Mir fehlt schon ein wenig die Phantasie, die Sinnhaftigkeit dieser Gesetzesände-
rung zu erkennen. Hier kommt einfach der Zentralismus, der solange ich denken 
kann und wahrscheinlich sogar noch länger in der Arbeitsmarktpolitik immer wie-
der durchflackert, zum Tragen. Es gibt immer wieder Leute, die über das BMA und 
die Bundesagentur für Arbeit die letzte arbeitsmarktpolitische Maßnahme in 
Deutschland regeln wollen.  
Wir wollen vor allen Dingen eine Vergrößerung des sogenannten „Experimentier-
topfes“ auf etwa 20 % erreichen. Zu den Zeiten eines Bundesarbeitsministers Nor-
bert Blüm betrug der Anteil, der aus dem Ansatz für Ermessensleistungen der ak-
tiven Arbeitsförderung für die Erprobung innovativer Ansätze verwandt werden 
konnte, immerhin 10 %. Jetzt den örtlichen Stellen nur noch zu erlauben, 1 % ih-
res Budgets als „Experimentiertopf“ einzusetzen, gleicht einem Rückfall in die 
Steinzeit. 
Hätte man aber diesen Topf mit der von uns angestrebten Ausstattung, könnte 
man mit vielem anderen leben, weil die örtlichen Stellen dann über genügend Ka-
pital für individuelle Hilfen verfügten. 
Ich höre, dass dieser unser Ansatz, mit dem man relativ viel an örtlicher Entschei-
dungsfreiheit erhalten könnte, bei den Abgeordneten auf durchaus fruchtbaren 
Boden fällt.  
Zweitens geht es um Gesetzestechnik. - Der Gesetzentwurf strotzt nur so vor Er-
mächtigungen, alles über Rechtsverordnungen zu regeln. Das sehen wir sehr kri-
tisch, weil es das „Durchregieren“ der Administration ermöglicht, wobei in diesem 
Falle die Rechtsverordnungen natürlich den Bundesrat passieren müssen.  
Ich hoffe, dass die Länder im Zuge der ASMK am 13. November in der Lage sein 
werden, eine einvernehmliche Stellungnahme zu formulieren. Der Spielball liegt 
jedoch in allererster Linie bei den beiden Koalitionsfraktionen im Deutschen Bun-
destag. Es wird sich zeigen, inwieweit sie Veränderungen an diesem Gesetzent-
wurf der Bundesregierung erreichen. 

Für Günter Garbrecht (SPD) ist klar, dass der Experimentiertopf von Anfang an zur 
Verhandlungsmasse gehört habe; so sehe es wohl auch das BMAS. Die Forderung 
nach 20 % halte er für richtig, wenn aber vermutlich nicht realisierbar. 16 % wären 
auch noch ein guter Erfolg.  
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Über Aspekte wie den Experimentiertopf und dergleichen herrscht nach Einschät-
zung von Rainer Schmeltzer (SPD) augenscheinlich Übereinstimmung zwischen der 
SPD-Fraktion und Minister Laumann.  
Er, Schmeltzer, gehe insofern von einem einvernehmlichen Beschluss in der ASMK 
aus, und zwar einem Beschluss anderer Art als dem in der Runde der Staatssekretä-
re mit 16:0 Stimmen gefassten nach dem Motto: „Wir beschließen, dass wir nichts 
beschließen können.“ Ferner gehe er davon aus, dass Minister Laumann in der ge-
nannten Konferenz eine ähnliche Rolle spielen werde wie in vergangenen ASMK-
Runden, wo er massiv die Meinung der Vertreter der A-Länder unterstützt habe. Und 
da die A-Länder ebenfalls einen Experimentiertopf in der auch hier diskutierten Grö-
ßenordnung favorisierten, werde Bundesarbeitsminister Scholz sich schlussendlich 
bestimmt nicht in einer Auseinanderersetzung mit Minister Laumann wähnen, son-
dern - wie an einigen anderen Stellen auch geschehen - sicher auf die Länder hören, 
was auf einen guten Ausgang im Sinne eines ausreichenden Experimentiertopfes 
hoffen lasse. 

Barbara Steffens (GRÜNE) plädiert dafür, als Ausschuss Minister Laumann frakti-
onsübergreifend zu unterstützen - eventuell durch Anschreiben sämtlicher nordrhein-
westfälischer Bundestagsabgeordneter mit der Bitte, in dem hier deutlich geworde-
nen Sinne aktiv zu werden.  

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag des Vorsitzenden, sich 
in der nächsten Obleuterunde über ein Schreiben an die 
nordrhein-westfälischen Bundestagsabgeordneten in Sachen 
„Experimentiertopf“ und „Zentralisierung“ zu verständigen.  
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